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Die Situation von Frauen in Indien ist alles andere als homogen. Ihre Realität
wird  von  Faktoren  wie  gesellschaftlicher  Herkunft,  Klassen-  und
Kastenzugehörigkeit, Nationalität und Religion geprägt. Ein kritischer Blick
offenbart, dass insbesondere Dalit-Frauen, Angehörige der untersten Kaste,
einer besonders unsicheren Lage ausgesetzt sind.

Allgemeines zum Kastenwesen
Das  indische  Kastensystem  ist  ein  soziales  Hierarchiesystem,  das  die
Gesellschaft  in verschiedene Gruppen oder Kasten einteilt,  basierend auf
Beruf und sozialer Stellung. Der Begriffe Kaste selbst stammt ursprünglich
aus dem Portugiesischen und überlappt sich nur teilweise mit den indischen
Begriffen jati (Gattung, Wurzel) und varna (Farbe), was der Einteilung in vier
große Kasten  am nächsten  kommt:  Brahmanen (traditionell  intellektuelle
Elite,  Priester:innen),  Kshatriyas  (traditionell  Krieger:innen,  höhere
Beamt:innen),  Vaishyas  (traditionell  Händler:innen,  Kaufleute,
Grundbesitzer:innen,  Landwirt:innen)  und  Shudras  (traditionell
Handwerker:innen,  Pachtbauern/-bäuerinnen,  Tagelöhner:innen).

Darunter stehen die Dalits und Adivasi (Indigene). Dazu ist zu sagen, dass die
jeweiligen Kasten sich auch noch mal in Subkasten teilen können und das
Kastensystem bereits jahrtausende vor der Kolonialisierung zurückreicht. Die
Einteilung  der  Gesellschaft  in  Kasten  entspricht  historisch  einer
Produktionsweise,  die  selbst  auf  Gemeineigentum an  Produktionsmitteln,
einer relativ statischen Arbeitsteilung unter den Gemeindemitgliedern, die
Agrikultur  und  Manufaktur  verbindet,  sowie  einem  zentralisierten
Staatsapparat, der Beamte, Heer und allgemeine Infrastruktur zur Verfügung
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stellt, fußt.

Durch  die  Kolonisierung  seitens  der  Brit:innen  wird  das  Kastensystem
keineswegs  abgeschafft,  sondern  vielmehr  für  die  Reproduktion
kapitalistischer  Verhältnisse  umgewandelt,  in  gewisser  Weise  noch
prägender.  Während  der  Kastenwesen  in  der  vorkapitalistischen
Gesellschaft,  die  von  Marx  an  mehreren  Stellen  als  „asiatische
Produkt ionsweise“  charakter is iert  wurde,  Ausdruck  e ine
Gesellschaftsformation  war,  die  auf  dem Gemeineigentum an  Grund und
Boden basierte, so wurde das Kastensystem mit der Kolonisierung, mit der
ökonomischen  und  gewaltsamen  Zerstörung  der  traditionellen
Dorfgemeinschaften zu einem Mittel, die privilegierte Rolle der nun mit der
kolonialen Herrschaft verbundenen Eliten und das Privateigentum an Grund
und  Boden  (wie  an  allen  andere  wichtigen  Produktionsmitteln)  zu
legitimieren.

Vereinfacht  gesagt  sichert  das  Kastenwesen  die  Klassenverhältnisse,
erschwert  bis  verunmöglicht  sozialen  Aufstieg  und  verfestigt  somit  die
Spaltung  der  Gesellschaft  wie  auch  innerhalb  der  Klasse  der
Lohnabhängigen. Klasse und Kaste sind miteinander verwoben, jedoch nicht
als Synonym zu verwenden, da  die kapitalistische Produktionsweise selbst
Druck auf das Kastenwesen ausübt und es formt.

Dies  wird  beispielsweise  daran  deutlich,  dass  in  Indien  Diskriminierung
aufgrund  der  Kastenherkunft  zwar  formal  verboten  ist  (Artikel  15  der
indischen Verfassung oder bswp. Scheduled Castes and Scheduled Tribes
[Prevention  of  Atrocities]  Act).  In  Wirklichkeit  verhindert  aber  ungleiche
Kastenherkunft  oft  Heiraten  und  bestimmt  generell  Bildungschancen,
Gesundheitsversorgung  sowie  rechtlichen  Schutz.   Dies  wird  besonders
deutlich,  wenn  man  sich  die  Situation  von  Dalit-Frauen,  auch  als
„Unberührbare“ bekannt,  näher anschaut.  Sie stehen am untersten Ende
dieser Hierarchie und wurden historisch marginalisiert und diskriminiert.

Wer sind Dalit-Frauen?
Laut Zensus (Volkszählung) des indischen Staates von 2011 machen Dalits



16,6 % der indischen Bevölkerung aus, also rund 240 Millionen. Diese sind
vor allem in den Bundesstaaten Uttar Pradesh (21 %), Westbengalen (11 %),
Bihar (8 %) und Tamil Nadu (früher: Madras; 7 %) konzentriert und machen
dort  zusammen  fast  die  Hälfte  der  Dalit-Bevölkerung  des  Landes  aus.
Gleichzeitig leben sie auch häufig in ländlichen Regionen und sind deswegen
infrastrukturell schlechter angebunden.

Rund die Hälfte der Dalitbevölkerung sind Frauen und auch wenn sich die
Diskriminierung  auf  beide  Geschlechter  erstreckt,  sind  diese  doppelter
Benachteiligung  ausgesetzt.  Die  Verbindung  zwischen  dem Kastensystem
und Patriarchat zeigt sich durch die Kontrolle über die weibliche Sexualität.
Das Kastensystem wird durch die Einschränkung der sexuellen Autonomie
von Frauen aufrechterhalten. Dies führt zu einem Klima, in dem sexuelle
Gewalt  und  Vergewaltigung  als  Mittel  der  Unterdrückung  und
Machtausübung eingesetzt werden. Diese Gewaltakte dienen nicht nur der
physischen,  sondern  auch  der  symbolischen  Kontrolle,  um  die  soziale
Hierarchie aufrechtzuerhalten. Der Widerstand gegen diese Unterdrückung
nimmt zu, da Dalit-Frauen und ihre Gemeinschaften für Gerechtigkeit und
Gleichberechtigung kämpfen. Doch bevor wir dazu kommen, ein paar Fakten.

Ökonomische Lage
Das Kastenwesen im Kapitalismus hat eine gesellschaftliche Arbeitsteilung
manifestiert, die die unterste Kaste als landlos zurücklässt. So arbeitet der
Großteil im informellen Sektor und Dalits sowie Adivasi stellen landesweit
den größten Anteil an temporären Arbeitsmigrant:innen dar. Obwohl sie nur
25 % der Bevölkerung ausmachen, stellen sie offiziellen Schätzungen zufolge
mehr als 40 % der saisonalen Migrant:innen. Praktisch arbeiten sie in der
Landwirtschaft  sowie  im  Baugewerbe  und  werden  häufig  in  den
gefährlichsten,  anstrengendsten  und  umweltschädlichsten  Bereichen  der
Wirtschaft  eingesetzt.  Auch  Anstellung  in  Bereichen  wie  der
Abwasserreinigung sind nicht untypisch,  die vor allem für den Status der
„Unreinheit“ gesorgt haben, da diese von den oberen Kaste als entwürdigend
angesehen wurden. Insbesondere diese Arbeit, die zwar gesetzlich verboten
wurde, wird heute mehrheitlich von Frauen verrichtet und sorgt dafür, dass



sie weniger verdienen als Männer.

Durch  die  strukturelle  Einstellung  in  schlechter  bezahlte,  prekäre  Jobs
kommt  es  zu  größeren  Einkommensunterschieden  zwischen  den  Kasten.
Zwar hat sich das in den vergangenen Jahren geringfügig verbessert – an der
generellen Ungleichheit ändert das jedoch wenig. Für Frauen kommt noch
der  Gender  Pay Gap hinzu,  der  dafür  sorgt,  dass  sie  im gleichen Beruf
weniger verdienen.

Ebenso  problematisch  ist  Schuldknechtschaft,  die  nicht  anderes  ist  als
Zwangsarbeit  oder  moderne   Sklaverei.  So  können  jüngere  Mädchen
beispielsweise –  um Kosten für  die Mitgift  zu bezahlen –  in  Spinnereien
angeworben werden. Die Eltern warten oft mehrere Jahre, bevor sie das Geld
erhalten, das in der Regel niedriger ist als ursprünglich vereinbart. Aber
auch die Vererbung von Schulden über Generationen  ist möglich.

Grundsätzlich dient das Kastenwesen dazu, einen segregierten Arbeitsmarkt
zu  verfestigen  und  reproduzieren,  auf  dem die  Dalits  einen  Kern  einer
permanent  überausgebeuteten  Arbeiter:innenschaft  darstellen,  die
strukturell  gezwungen  ist,  in  ihrer  großen  Mehrheit  unter  den
Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft zu leben. Allein schon deshalb
bildet das Kastensystem keineswegs einen „Überrest“ der Vergangenheit,
sondern vielmehr einen integralen Bestandteil des indischen Kapitalismus.

Bildung
Eine  Ana lyse  der  ILO  auf  Bas i s  der  Daten  der  Nat iona len
Stichprobenerhebung

(NSS) deutet darauf hin, dass der Bildungsstand unter Dalits zugenommen
hat, jedoch nicht in demselben Tempo wie bei den oberen Kasten. Während
in den zwei Jahrzehnten nach 1983 Dalit-Männer eine Verbesserung von 39
Prozentpunkten  (56  Prozentpunkte  bei  anderer  Kastenzugehörigkeit)  des
Bildungsniveaus nach der Grundschule erreichten, sind es bei Dalit-Frauen
nur 21 (38 Prozentpunkte bei Angehörigen der oberen Kaste). Ebenso ist die
Abbruchquote innerhalb des Grundschulzeitraums hoch. Laut einer Analyse



des IndiaGoverns Research Institute machten Dalits im Zeitraum 2012 – 2014
fast die Hälfte der Grundschulabbrecher:innen in Karnataka (früher: Mysore)
aus. Das liegt jedoch nicht nur an der Diskriminierung, die während des
Schulal l tags  passiert .  Eine  2014  von  ActionAid  f inanzierte
Stichprobenerhebung ergab, dass von den staatlichen Schulen in Madhya
Pradesh 88 Prozent  Dalit-Kinder  diskriminieren:  So war  es  in  79  %  der
untersuchten Schulen Dalit-Kindern verboten, das Mittagessen anzurühren,
und in 35 % befohlen, beim Mittagessen getrennt sitzen.

Der  Hauptgrund  dafür  ist,  dass  die  Einkommen  der  Familien  nicht
ausreichen, um diese zu ernähren und Kinder somit gezwungen werden, zu
arbeiten, was wiederum schlechtere Anstellungsverhältnisse begünstigt.

Gewalt
Während Gewalt gegenüber Frauen ein Klassen (und Kasten) übergreifendes
Problem und  kastenbasierte  Gewalt  ebenfalls  Alltag  sind,  wird  hier  das
Ausmaß  der  gesellschaftlichen  Stellung  von  Dalit  Frauen  sichtbar.  Eine
dreijährige Studie über die Erfahrungen von 500 Dalit-Frauen mit Gewalt in
vier indischen Bundesstaaten zeigt, dass die Mehrheit mindestens eine der
folgenden Erfahrungen gemeldet hat:

– verbale Gewalt (62,4 %),

– körperliche Übergriffe (54,8 %),

– sexuelle Belästigung und Übergriffe (46,8 %),

– häusliche Gewalt (43,0 %),

– Vergewaltigung (23,2 %).

Ebenso werden nach Angaben des National Crime Records Bureau jeden Tag
mehr  als  vier  Dalit-Frauen  vergewaltigt.  Die  Dunkelziffer  ist  jedoch  viel
höher, da viele solcher Verbrechen nicht gemeldet werden aufgrund Angst
vor  Gewalt  und  Einschüchterung  sowie  Tatenlosigkeit  der  Polizei  und
Gerichte.  Die  mangelnde  Erfassung  solcher  Daten  ist  dabei  ein  großes



Problem. Zwar gibt es lokale Statistiken, die aufzeigen, dass Sexualstraftaten
mehr geahndet und verurteilt werden, wenn die Betroffenen höheren Kasten
angehören,  das  Ausmaß  lässt  sich  aber  nur  vermuten.  Gleiches  gilt  für
Zwangsheiraten sowie verbindliche Aussagen, wie viele Frauen als Devadasis
(Prostituierte; ursprünglich bezeichnete der Begriff  Tempeltänzerinnen; d.
Red.) arbeiten müssen. Ein Bericht von Sampark (niederländische Stiftung
für Bildungsfragen; d. Red.) aus dem Jahr 2015 an die ILO stellt fest, dass
85 % der befragten Devadasis aus Dalit-Gemeinschaften stammen. Wie viele
es  jedoch  an  sich  gibt,  ist  unklar  aufgrund  der  Weigerung  mancher
Bundesstaaten, zuverlässige Daten zu erfassen.

Widerstand
Der Widerstand gegen das Kastensystem an sich existiert schon lange. So
engagierten  sich  in  den  1920er  Jahren  beispielsweise  Dalit-Frauen  in
Bewegungen gegen Kasten und Unberührbarkeit, in den 1930er Jahren in
der Non-Brahman-Bewegung und haben dafür gekämpft, dass die eigenen
Forderungen auch in der Frauenbewegung Indiens aufgenommen werden,
was seit den 1970er Jahren auch Wirkung zeigt. Während der Widerstand
gegen die gesellschaftliche Unterdrückung von Dalits in Indien zunehmend
an Bedeutung gewinnt, steigt jedoch auch die Gewalt gegen diese, vor allem
durch Unterstützer:innen der BJP und faschistische Kräfte. Nach besonders
schockierenden  Vorfällen  von  Gewalt,  Femiziden  oder  Sexualstraftaten
finden dabei regelmäßig Protestbewegungen statt wie im Fall von Manisha.
Sie  wurde am 14.  September  2020 von vier  Männern vergewaltigt,  ihre
Zunge durchgeschnitten  und Wirbelsäule  gebrochen,  sodass  sie  nach  15
Tagen ihren Verletzungen erlag.  Solche Taten sind keine Einzelfälle  und
führen regelmäßig zu Mobilisierungen und Aufschrei, gegen die anhaltende
Gewalt und Unterdrückung vorzugehen. Auch am 4. Dezember 2023 gab es
in Jantar Mantar einen größeren Protest, bei dem verschiedene Organisation
für die Rechte von Dalits auf die Straße gingen. Ihre Forderungen waren
mitunter:  Schutz  der  bestehenden  Wohlfahrtsprogramme  für  Dalits,
Anerkennung  von  Dalit-Siedlungen,  indem  Eigentumsrechte  eingeräumt
werden. Landlose sollten für Wohngrundstücke identifiziert und der Besitz
sollte  für  ihre  Erben  gesichert  werden.  Ferner  wurde  die  sofortige



Umsetzung des Gesetzes zur Abschaffung der Schuldknechtschaft (Bonded
Labor Abolition System Act, 1976). 

Was tun?
Die Realität zeigt: Formale Gleichheit auf dem Papier ist zwar ein wichtiger
Schritt, reicht aber lange nicht aus, um diese auch in der Praxis umzusetzen.
Dabei muss auch klar sein, dass der Kampf gegen den Chauvinismus, den das
Kastensystem  mit  sich  bringt,  notwendig  ist.  Schulungen  und
Aufklärungskampagnen  alleine  werden  jedoch  nichts  verändern.

Aufgabe  muss  sein,  das  Kastenwesen  zu  zerschlagen  und  mit  ihm  die
kapitalistische Gesellschaftsordnung, die es aufrechterhält. Große Worte, die
in  der  Praxis  bedeuten,  für  ein  Sozialversicherungssystem,  kollektive
Organisation  der  Reproduktionsarbeit  sowie  ein  Mindesteinkommen,
gekoppelt an die Inflation, für alle zu kämpfen. Verbunden werden müssen
diese  Forderungen  mit  dem  Kampf  um  ein  Programm  gesellschaftlich
nützlicher öffentlicher Arbeiten unter Arbeiter:innenkontrolle, finanziert aus
den  Profiten  der  Unternehmen,  um für  alle  freie,  kostenlos  zugängliche
Bildungs-, Gesundheits- und Altenvorsorge zu gewährleisten.

Denn nur wenn die grundlegende Lebensabsicherung für alle gegeben ist,
kann  die  Ungleichheit  anfangen  zu  verschwinden.  Dies  umzusetzen,  ist
jedoch einfacher  geschrieben als  getan.  Zum einen kann das  Vertrauen,
wenn es darum geht, solche Maßnahmen umzusetzen, nicht bei Regierung
und Staat  liegen.  Vielmehr  braucht  es  Komitees  von  Arbeiter:innen  und
Unterdrückten,  die  die  Umsetzung  kontrollieren.  Dabei  muss  durch  eine
Quotierung sichergestellt werden, dass auch aus den untersten Schichten
Repräsentant:innen sicher vertreten sind.

Zum anderen sorgt  Indiens Stellung auf  dem Weltmarkt  für  die  massive
Überausbeutung  großer  Teile  der  Bevölkerung.  Um  die  Kosten  der
Ausweitung  der  Sozialversicherung  und  die  Abschaffung  des  informellen
Sektors zu tragen, muss man mit der Politik, die die Überausbeutung schützt,
brechen. Das heißt: Schluss mit der Politik für die Interessen von Weltbank,
Währungsfonds, USA, Japan und EU! Schuss aber auch mit einer Politik, die



die indischen Großkapitale und Monopole fördert!  Ansonsten wird es nie
möglich sein, fundamentale Verbesserung für die Mehrheit der Bevölkerung
einzuführen.

Kurzum:  Der  Kampf  für  konkrete  Reformen  muss  mit  dem  gegen
Kapitalismus  und  Imperialismus  verbunden  werden.  Um  die  Umsetzung
sicherzustellen, braucht es Selbstverteidigungskomitees von Arbeiter:innen
und Unterdrückten, die sich gegen die Angriffe von jenen wehren, die das
System der Unterdrückung aufrechterhalten wollen.

Der Kampf für die Verbesserung der Situation von Dalit-Frauen ist darin
unmittelbar eingebunden. Er bedeutet, für jene Forderungen zu mobilisieren,
aktiv zu kämpfen und den Protest zu nutzen, um seitens der Gewerkschaften
für organisierte Kampagnen in Stadtvierteln und Dörfern einzutreten, die
über  den  Chauvinismus,  der  mit  dem  Kastensystem  einhergeht,  sowie
Sexismus aufklären.

Für regelmäßige statistische Erhebungen über die Auswirkungen des
Kastenwesens,  Geschlecht,  sowie  Religion  auf  Beschäftigung  und
Lebensqualität – kontrolliert durch Gewerkschaften und Ausschüsse
der Dalit!
Weg mit dem informellen Sektor! Für die flächendeckende Schaffung
von sozialversicherungspflichtigen Berufen!
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit:  Weg mit  dem Gender Pay Gap,
Einführung  eines  Mindestlohns  sowie  Mindesteinkommen,  das
automatisch  an  die  Preissteigerung  angepasst  wird!
Schluss mit Chauvinismus: Zerschlagung des Kastensystems, Kampf
dem Hinduchauvisismus und Sexismus, für Aufklärungskampagnen
seitens der Gewerkschaften in den Wohnvierteln und Dörfern!
Kampf gegen die Reproduktion des Kastensystems in der Linken und
den Gewerkschaften,  Recht  auf  gesonderte Treffen von Dalit  und
Frauen!
Kein  Vertrauen  in  die  Polizei:  Für  demokratisch  gewählte  sowie
organisierte   Selbstverteidigungskomitees  sowie  Meldestellen  für
Diskriminierung von Organisationen der Arbeiter:innenbewegung!



Nein  zur  Doppelbelastung:  Für  die  Vergesellschaftung  der
Reproduktionsarbeit unter Arbeiter:innenkontrolle!

Ein  solches  Programm,  das  wir  hier  nur  knapp  skizzieren  können,  ist
unvereinbar nicht  nur mit  der Herrschaft  der hinduchauvinistischen BJP,
sondern mit dem indischen Kapitalismus selbst. Es muss daher im Rahmen
eines  Programms  der  permanenten  Revolution  mit  dem  Kampf  um  die
Enteignung  des  indischen  und  imperialistischen  Großkapitals  und  die
Errichtung einer  demokratischen Planwirtschaft  verbunden werden.  Dazu
braucht es den revolutionären Sturz der bürgerlichen Herrschaft in Indien
und die Errichtung einer Arbeiter:innen- und Bauern-/Bäuerinnenregierung,
die sich auf Räte stützt.

Silvester 2022: Nach den Böllern
kommt der Rassismus
145 Menschen hat die Polizei lt. Tagesschau bundesweit im Zusammenhang
mit Silvesterkrawallen festgenommen, rund zwei Drittel entfielen auf Berlin.
Diese  sollen  nicht  nur  Einsatzkräfte  der  Polizei,  sondern  auch  der
Feuerwehren,  teilweise  auch  Passant:innen  gezielt  mit  Böllern  und
Feuerwerkskörpern  beschossen  haben.

Silvesterkrawalle sind nun nichts total Neues in Deutschland – und erst recht
nicht zahlreiche Verletzungen, Schlägereien, Unfälle bei den Neujahrsfeiern.
Und  ebenso  wenig  neu  ist  die  fast  schon  alljährliche  Debatte  um  das
Verkaufsverbot von Böllern und Feuerwerkskörpern.

Es mag auch gut  sein,  dass die  Zahl  der Einsätze der Polizei  und auch
direkter bewusster Übergriffe und Angriffe auf Beamt:innen in diesem Jahr
nach der Coronapandemie nach oben ging. Dass es sich dabei um eine neue
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Qualität handelt, muss aber in Zweifel gezogen werden. Bevor wir uns jedoch
damit beschäftigen, müssen wir darauf eingehen, was wirklich neu ist: das
Ausmaß an offen rassistischer Zuschreibung durch die bürgerliche Politik.

Rassismus und Law and Order
Nachdem  sich  der  Rauch  der  Feuerwerke  längst  verzogen  hat,  legen
Politiker:innen und sog. Expert:innen nach. CDU-Fraktionsvize Spahn, einst
ein Shootingstar seiner Partei, bringt sich mit rassistischen Zuschreibungen
und  Law-and-Order-Parolen  ins  Gespräch  –  und  macht  auch  gleich  die
Ursachen für eine angeblich neue Qualität von Rowdytum aus: „ungeregelte
Migration, gescheiterte Integration und fehlenden Respekt vor dem Staat“.
Die Berliner CDU und FDP legen nach:

„Der CDU-Bezirksstadtrat für Soziales in Neukölln, Falko Liecke, wurde der
Berliner  Zeitung  gegenüber  deutlicher.  In  Neukölln  sei  eine  ‚komplette
Parallelgesellschaft  herangewachsen,  die  mit  unseren  Staatsorganen,  der
Polizei  und  unserem  Bildungssystem  nichts  zu  tun  hat’.  Die  FDP-
Bundesabgeordnete  Katja  Adler  sprach  auf  Twitter  von  ‚kultureller
Überfremdung’.  Der  innenpolitische  Sprecher  der  Jungen  Union  NRW,
Manuel Ostermann, ging noch weiter. Das Problem seien ‚nicht die Böller,
sondern der asoziale Mob, der damit nicht umgehen kann’, schrieb er. Im
Gespräch  mit  der  Bild-Zeitung  bedauerte  er  den  Mangel  deutscher
Grenzkontrollen. Der CDU-Abgeordnete Christoph de Vries scheint bisweilen
die Rassentheorie für sich wiederentdeckt zu haben: Wollen wir Krawalle in
Großstädten bekämpfen, schrieb er auf Twitter, ‚müssen wir auch über die
Rolle  von  Personen,  Phänotypus:  westasiatisch,  dunklerer  Hauttyp
s p r e c h e n ’ . “
(https://www.berliner-zeitung.de/mensch-metropole/silvesternacht-die-boeller
-debatte-ist-rassistisch-li.303337)

Der Vorsitzende der Polizeigewerkschaft DPolG im Deutschen Beamtenbund,
Rainer Wendt, stößt ins selbe Horn und verweist auf das „Migrantenmilieu“
als  Hort  mangelnder  Staatstreue.  Zudem  fordern  Polizei-  und
Feuerwehrgewerkschaften  stärkere  Überwachung  und  Videocams.
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Da fällt es der AfD und wohl auch so manchem Hardcorenazi schwer, sich
nach rechts abzusetzen. AfD-Vorsitzende und -Bundessprecherin Alice Weidel
versucht  es  dennoch  und  wendet  sich  gegen  jede  Erleichterung  der
Einbürgerung:  „Ab diesem Jahr  werden all  die  ‚Menschen‘  eingebürgert.
Dann  können  die  Medien  ohne  schlechtes  Gewissen  schreiben,  dass
‚ D e u t s c h e ‘  E i n s a t z k r ä f t e  a t t a c k i e r t e n . “
(https://www.belltower.news/rassistische-narrative-nach-silvester-neues-jahr-
alte-hetze-144885/)

Laut Weidel und Co. kann es sich beim „Mob“ überhaupt um keine echten
Deutschen, allenfalls nur um „Passdeutsche“ gehandelt haben. Selbst von
Menschen mag sie nur unter Anführungszeichen sprechen – und setzt so den
rassistischen Zuschreibungen von Liberalen und Konservativen noch eins
drauf.

Bürgerliche Öffentlichkeit und Expert:innen
Während ein Teil der bürgerlichen Medien vor rassistischen Zuschreibungen
warnt,  fordern  sog.  Qualitätsmedien  wie  die  FAZ,  dass  nicht  weiter
abgewiegelt werde, wenn es um Gewalt und Migration gehe. So lobt ihr
Redakteur  Jasper  von  Altenbockum  den  „Mut“  von  Spahn  und  NRW-
Innenminister  Herbert  Reul.  die  entgegen  einer  angeblichen
Relativierungskultur die „Wahrheit“ ausgesprochen hätten. Schelte gibt es
für  den  Berliner  Senat,  dem  „in  solchen  Situationen  die  Worte
‚Linksextremisten’ oder ‚Migranten’“ nicht über die Lippen kommen könnten.

Doch nicht nur die bürgerliche Presse verkehrt die Lage so, also würden über
Jahre  Migrant:innen  oder  auch  „Linksextreme“  diskursiv  geschont,  also
würden  jene,  die  die  veröffentlichte  Meinung  privatkapitalistisch  oder
staatlich  kontrollieren,  vor  lauter  „Gutmenschen“  nicht  mehr  zu  Wort
kommen.

In  solchen  Situationen  werden  auch  vorgebliche  Expert:innen  wie  der
Psychologe Ahmad Mansour gern in der Tageschau und anderen Medien zu
Rate gezogen. Sie fabulieren dann von einer „puren Lust an Gewalt“, die auf
den  Straßen  ausgelebt  würde.  Und  weiter:  „Es  hat  aber  auch  mit
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patriarchalischen Strukturen zu tun, die dazu führen, dass diese Menschen
unseren  Rechtsstaat,  unsere  Polizei,  unsere  Rettungskräfte  als  etwas
S c h w a c h e s  w a h r n e h m e n ,  d a s  m a n  a t t a c k i e r e n  d a r f . “
( h t t p s : / / w w w . t a g e s s c h a u . d e / i n l a n d / s i l v e s t e r - g e w a l t - g e g e n -
polizisten-101.html)

Lassen wir einmal beiseite, dass es an „patriarchalen Strukturen“ auch in
„deutschen Milieus“ nicht mangelt, so erhebt sich doch die Frage, warum
„unsere Polizei“ nur für wenige Stunden zu Silvester als „etwas Schwaches“
wahrgenommen wird, warum beim racial profiling in Neukölln und anderswo
migrantische  Jugendliche  schikaniert,  unterdrückt  und  Opfer  von
polizeilicher  Gewalt  werden?

Die These von der „Schwäche“ des Staates stellt  die realen Verhältnisse
einfach  auf  den  Kopf.  In  Wirklichkeit  leben  die  Menschen  in  keiner
„Parallelgesellschaft“, sondern am Rand einer Gesellschaft, die sie nur als
Marginalisierte,  als  billige,  entrechtete  Arbeitskräfte  braucht,  deren
Wohnviertel  gentrifiziert  werden  (auf  Berlin-Kreuzberg  folgt  zur  Zeit
Neukölln).  Nicht  mangelnde  „Integrationsbemühungen“,  sondern
systematische Diskriminierung und Verweigerung realer Integration prägen
den Alltag. Die „Silvesterkrawalle“ sind kein Zeichen der Machtlosigkeit des
Staates,  sondern  kurzfristige,  emeutenhafte  Äußerung  der  realen
Machtlosigkeit  Jugendlicher.

Verkehrung
Das polizeiliche, konservative, liberale und rassistische Narrativ stellt das
faktisch  auf  den  Kopf.  Wer  auf  gesellschaftliche  Ursachen  auch  nur  im
bürgerlich-demokratischen Sinn verweist, wird von der FAZ und anderen der
Relativierung bezichtigt.

Zugleich  werden  einzelne,  aus  der  Lebenssituation  entrechteter  und
marginalisierter Jugendlicher entstehende gewaltsame Ausbrüche zu einem
„kriminellen  Migrantenmilieu“  konstruiert,  das  vorzugsweise  vom  Islam
geprägt sein soll. Kriminalität, Angriffe auf die Polizei werden zur Tat von
Migrant:innen.

https://www.tagesschau.de/inland/silvester-gewalt-gegen-polizisten-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/silvester-gewalt-gegen-polizisten-101.html


Warum eigentlich sollen Menschen einen Staat und seine Repressionsorgane
„respektieren“ und schätzen, der sie bei der streng reglementierten Einreise
bürokratisch  schikaniert  und  als  Menschen  2.  Klasse  behandelt?  Warum
sollen Menschen einen Staat „respektieren“,  der Geflüchteten über Jahre
einen sicheren Aufenthaltsstatus, einen freien Zugang zum Arbeitsmarkt und
gleiche  demokratische  Rechte  verwehrt?  Warum sollten  Menschen  einen
Staat  „respektieren“,  der  Immobilienhaie  schützt,  wenn  sie  deren
Wohnungen räumen? Warum sollen Menschen einen Staat „respektieren“,
dessen Beamt:innen in der Regel als verlängerter Arm der Unterdrückung
fungieren?

Es ist nichts „Überraschendes“ an solchen gelegentlichen Gewaltausbrüchen.
Auch  dass  diese  unter  anderem  in  Berlin-Neukölln  und  Kreuzberg
stattfanden,  sollte  niemanden  verwundern  –  schließlich  sind  dies  auch
Zentren der Verdrängung der Armen. Im Grunde handelt es sich dabei um
eine gewaltsame Äußerung von Wut und Frustration Marginalisierter, um
einen, wenn auch blinden Ausbruch gesellschaftlicher Ohnmacht. Daher auch
deren politisch unbestimmter Charakter, daher auch Angriffe nicht nur auf
die  Polizei,  sondern  auch  auf  Feuerwehren  oder  sogar  einzelne
Passant:innen.  Sie  sind  Zeichen  von  Perspektivlosigkeit  sowie  einer
systematischen  rassistischen  und  damit  verbundenen  sozialen
Marginalisierung  eines  Teils  der  Arbeiter:innenklasse  und  eines
entstehenden Subproletariats.  Der  Hass  auf  „den Staat“,  der  selbst  ihre
Unterdrückung exekutiert und täglich befestigt, ist nicht verwunderlich, ja
durchaus nachvollziehbar, auch wenn er politisch ohnmächtig in Erscheinung
tritt.

Der Trick der rassistischen, konservativen und polizeilichen Zuschreibung
besteht nun gerade darin, diese spezifischen, gewaltsamen Ausbrüche von
Wut  herzunehmen  und  als  Ausdruck  der  Kriminalität  und  Asozialität
„integrationsunwilligen“,  „kulturfremden“,  „islamisch“  und  „patriarchal“
geprägten  „Migrantenmilieus“  zuzuschreiben.

So wird eine direkte Linie zur Silvesternacht von Köln gezogen, so wird der
Jahreswechsel  herangezogen,  um  vorzugsweise  jungen,  männlichen
Migranten  Kriminalität  zuzuschreiben.



Die Jahresstatistik spricht eine andere Sprache. Lt. einem Lagebericht des
Innenministeriums  wurden  2021  rund  88.600  Übergriffe  auf
Polizeibeamt:innen erfasst.  „Von den bekannten Tätern  seien  84 Prozent
m ä n n l i c h  u n d  7 0  P r o z e n t  d e u t s c h e  S t a a t s b ü r g e r . “
(https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-01/silvester-gewalt-jens-spahn)
Von  einem  besonders  hohen  migrantischen  Anteil  an  den  Angriffen  auf
Polizist:innen kann also keine Rede sein.

Doch  das  kümmert  nicht  weiter.  Schließlich  geht  es  bei  der  aktuellen
politischen Diskussion um die Silvesternacht nicht um Fakten, sondern um
rassistische Stimmungsmache. Die Verschärfung bestehender Gesetze, die
geradezu obligatorische Forderung nach rascherer und härterer Aburteilung
der Täter:innen bildet dabei nur einen Teilaspekt.

Nicht minder wichtig ist es, den Verweis auf gesellschaftliche Ursachen der
Ausschreitungen und auf den staatlichen Rassismus selbst zu diskreditieren.
Beispielhaft dafür schlussfolgert ein Kommentar der FAZ:

„Der Gipfel der Relativierung ist erreicht, wenn nicht die Minderheit der
Kriminellen, sondern ‚die Gesellschaft’ verantwortlich gemacht wird. Geht es
um Migranten, soll das wohl heißen: Staat und Polizei sind selbst schuld, weil
sie  nicht  genug  Willkommenskultur  gezeigt  haben.  Das  eigentliche  Übel
beginnt aber in dem Augenblick, in dem politisch nicht wichtig genommen
wird, was im Leben ganzer Stadtteile nicht wichtiger sein könnte. ( …  )

Kriminelle  Jugendliche,  die  ‚ihren’  Kiez in  Geiselhaft  nehmen,  rückt  man
weder mit Wattebäuschchen noch mit der Schweigespirale zu Leibe. Nichts
feuert Respektlosigkeit in diesen Milieus mehr an als ein Opfer, das selbst
keine Selbstachtung ausstrahlt. Selbstvertrauen, Durchsetzungsfähigkeit und
Stärke zeigen Staat und Parteien aber viel zu wenig. Die Innen- ist in diesem
Punkt ein Spiegel der Außenpolitik.“

Hier werden die Verhältnisse im Kiez noch einmal auf den Kopf gestellt, ganz
so als  würden Menschen,  die sich als  Billigjobber:innen oder Arbeitslose
durchs  Leben  schlagen  müssen,  hierzulande  mit  „Wattebäuschchen“
angefasst. Dafür ereifert sich der FAZ-Autor schon über die Vorstellung, dass
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Staat  und  Polizei  irgendwie  für  ihr  Handeln,  für  eine  rassistische
Migrationspolitik  und  deren  Umsetzung  verantwortlich  sein  sollten.  Die
Schuldumkehr, die die FAZ beklagt, nimmt sie in Wirklichkeit selbst vor,
indem in  guter  alter  konservativer  Manier  gefordert  wird,  dass  endlich
Schluss  sein  müsse  mit  der  Relativierung  von  Gewaltausbrüchen,  die
Migrant:innen  und/oder  Linksradikalen  zugeschrieben  werden.

Der Staat wird so zum „Opfer“, das endlich mehr „Selbstachtung“ an den Tag
legen müsse, mehr Selbstvertrauen, Durchsetzungsvermögen, Stärke – mit
anderen Worten mehr Willkür, und das nicht nur im Inland, sondern auch auf
der  ganzen  Welt.  Dort  gibt  es  schließlich  noch  mehr  „kriminelle
Ausländer:innen“,  die  dem  deutschen  Imperialismus  nicht  den  nötigen
Respekt  entgegenbringen.

Ohnmacht  von  Rot-Grün-Rot  und  das
Böllerverbot
SPD und Grüne, aber im Grunde auch die Linkspartei stellen sich natürlich
auch hinter „unsere Polizei“. Allzu offenen Rassismus der Marke CDU und
Co. wollen sie aber auch nicht an den Tag legen. Daher folgen die üblichen
Forderungen  nach  mehr  Überwachung  und  verbesserter  Ausrüstung  der
Polizei  durch  SPD  und  Grüne.  Die  Berliner  Regierende  Bürgermeisterin
G i f f e y  w i l l  a u ß e r d e m  a u c h  e i n e n  „ r u n d e n  T i s c h “  z u r
Kriminalitätsbekämpfung einberufen. Die Berliner Linkspartei hält sich mit
total einseitiger Polizeilobhudelei etwas zurück.

Dafür  setzen  SPD,  Grüne  und  Linkspartei  umso  euphorischer  auf  die
Wunderwaffe „Böllerverbot“.  Campact hat nach der „Nacht des Grauens“
auch einen Onlineappell für das Verbot gestartet.

Sicherlich lässt  sich über  Sinn und Unsinn von Feuerwerken und Böller
streiten. Unbestreitbar gehören sie aber auch zu der Neujahrsfeier für breite
Teile der Bevölkerung. Die Forderung nach einem Totalverbot trifft nicht nur
diese Menschen und gängelt sie noch mehr. Sie zieht auch die Forderung
nach  Stärkung  der  polizeilichen  Befugnisse  und  zur  Vergrößerung  des
Personals zur Durchsetzung eines solchen Verbotes nach sich. Sie läuft also,



ob  gewollt  oder  nicht,  auf  eine  Stärkung  des  Gewaltmonopols  des
bürgerlichen  Staates  hinaus.

Gegen unverantwortlichen und gefährlichen Umgang mit Feuerwerkskörpern
und Böllern braucht es in Wirklichkeit keine Polizei – schließlich provoziert
die Präsenz der sog. Sicherheitskräfte oft gerade jene Ausschreitungen, die
sie  angeblich  verhindern  soll.  Statt  der  Polizei  könnten  von  der
Wohnbevölkerung  selbst  organisierte  Selbstschutzgruppen,  die  von  den
verschiedenen  Communities  getragen  werden,  dafür  sorgen,  dass  alle
friedlich  und  ohne  Polizei  feiern  können.

Der Ruf nach dem Böllerverbot stärkt hingegen die bürgerliche Polizei. Er
erweist sich vor allem als völlig hilflos angesichts der rassistischen Hetze.
Lahm fordern  zwar  Campact  und  Vertreter:innen  von  SPD,  Grünen  und
Linkspartei ihre bürgerliche und offen rassistische Konkurrenz dazu auf, die
Silvesterausschreitungen  nicht  zu  rassistisch  „aufzuladen“  oder  zu
„missbrauchen“. Doch dieser Appell erweist sich als wirkungslos, wenn die
Ursache dieser ohnmächtigen Ausbrüche der Wut nicht thematisiert wird,
wenn  der  Zusammenhang  zwischen  Zusammenstößen  mit  der  Polizei,
Rassismus,  Ausbeutung migrantischer Arbeitskraft  und Perspektivlosigkeit
der Jugend selbst nicht in den Blick genommen wird.

Dies  ist  jedoch  für  die  reformistischen  und  linksbürgerlichen  Parteien
schlechthin  unmöglich.  Schließlich  haben  sie  selbst  jene  Politik
mitzuverantworten, die Millionen rassistisch diskriminiert, die die Zahl der
von Armut bedrohten Menschen in Deutschland auf 13 Millionen steigen ließ.
Wer über Jahre der Immobilienlobby zuarbeitet, deren Enteignung bekämpft,
den  Billiglohnsektor  ausweitet,  hat  auch  keine  Antworten,  die  Lage  von
Millionen  in  Armutsvierteln  zu  verbessern.  Der  ruft  allenfalls  nach  dem
Placebo Böllerverbot. Im Kampf gegen Rassismus, Armut und kapitalistische
Ausbeutung brauchen wir keine Placeboparteien, wir brauchen Kampforgane
und eine revolutionäre Arbeiter:innenpartei, so dass anstelle der Wut, der
Verzweiflung der Kampf der Unterdrückten treten kann.

Diesen Artikel vom 05.01.23 haben wir von Martin Suchanek von der Gruppe
ArbeiterInnenmacht gespiegelt.



Corona-Gefahr  und  Zunahme
häuslicher  Gewalt  –  wie
bekämpfen wir sie?
Jonathan Frühling, zuerst erschienen auf arbeiterinnenmacht.de

Oft wird behauptet, die bürgerliche Familie sei ein Ort der
Geborgenheit, des Schutzes und der engsten Solidarität in der
Gesellschaft. Doch hinter dieser trügerischen Fassade verbirgt sich eine
hässliche Fratze, für viele Kinder und Frauen oft tägliche Realität. Um
sich des Ausmaßes häuslicher Gewalt bewusst zu werden, müssen wir nicht
in die Ferne blicken, auf Länder wie Indien oder Kolumbien.

Selbst die Berichte der Bundesregierung belegen, dass in
Deutschland 40  Prozent  aller  Frauen seit  ihrem sechzehnten  Lebensjahr
physische
und/oder sexuelle Gewalt erleben mussten. Jeder vierten Frau wird dieses
Verbrechen von ihrem eigenen (Ex-)Partner angetan. Alleine in Deutschland
betrifft das jedes Jahr ca. 115.000. Diese Gewalt passiert überwiegend bei
den
Opfern zuhause. Der eigene Wohnraum stellt also oft keinen Schutzraum für
Frauen und Kinder, sondern für den Täter dar, indem Unterdrückung und
Gewaltverbrechen vor der Öffentlichkeit verborgen bleiben.

Drohende Zunahme
Während der Corona-Krise sind die Menschen fast
ausschließlich  zuhause,  haben  keinen  körperlichen  Ausgleich  und  sind
oftmals
frustriert, weil sie in wirtschaftlichen Schwierigkeiten stecken. Der reale
Druck  auf  die  Masse  der  Bevölkerung  nimmt  zu,  wie  auch  die  soziale
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Isolierung.

Zudem haben viele Betriebe sowie Bildungs- und
Betreuungseinrichtungen  ihre  Türen  momentan  geschlossen,  was  die
Situation
weiter verschärft. Das erhöht das Potential für häusliche Gewalt drastisch.
Auch der vermehrte Alkoholkonsum steigert das Aggressionspotential.

Selbst bürgerlich-konservative Zeitungen, wie die Bild oder die FAZ,
sehen sich in dieser Situation genötigt, über das Thema zu berichten.
Wie real eine drohende Zunahme von Gewalt gegen Frauen ist, belegen auch
die  Erfahrungen  Chinas  in  den  letzten  Monaten.  Laut  einer  Pekinger
Frauenrechtsorganisation
war die Zahl von Frauen, die sich während der verordneten Quarantäne an
Hilfsorganisationen gewandt haben, dreimal so hoch wie sonst). Ähnliche
Zahlen sind bereits aus Spanien, Italien und Südkorea bekannt und
deshalb auch für Deutschland und andere Länder zu erwarten.

Welchen  Problemen  sehen  sich  Frauen  und
Kinder momentan
ausgesetzt?
Besonders oft sind Frauen von physischer Gewalt betroffen. Einige
Frauen suchen jedoch auch Hilfe, weil sie bevorstehende physische
Angriffe von Familienmitgliedern befürchten. Ein großes Problem ist
darüber hinaus Kontrolle und Stalking über das Internet.

Die  immer noch existierende geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in  der
Familie sieht vor, dass die Frau den größten Teil der Reproduktionsarbeit
leisten  muss.  Dazu  gehören  die  Betreuung  und  Erziehung  der  Kinder,
Kochen, Putzen und Waschen. Durch die Corona-Krise fällt noch mehr dieser
Arbeiten  in  den  privaten  Bereich,  da  fast  ausschließlich  in  der  eigenen
Wohnung gegessen wird und die Kinder und Jugendlichen zuhause bleiben
müssen.  Die  Schließung  von  Bildungs-  und  Betreuungseinrichtungen  hat
außerdem dafür gesorgt, dass weibliche Beschäftige aus ihren Jobs gedrängt
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werden,  um zuhause  auf  die  Kinder  aufzupassen.  Geringverdiener_Innen
müssen mit noch weniger Geld über die Runden kommen.

Zudem werden viele Frauen bei der Reproduktionsarbeit
verstärkt kontrolliert und zurechtgewiesen, wenn ihre Partner ebenfalls
überwiegend zuhause sind. Zusätzlich steigt für Frauen der Leidensdruck,
weil
sie  aufgrund der  Krise  keine Bekannten treffen können,  die  ihnen sonst
Beistand
leisten würden.

Für Kinder und Jugendliche tun sich ähnliche Probleme auf.
Sie sehen sich den ganzen Tag mit ihren Eltern konfrontiert, deren Regime
sie
sich unterordnen müssen. Es fehlt ihnen jeglicher Ausgleich, wie Schule,
sportliche Aktivitäten oder das Treffen von Gleichaltrigen in der Freizeit.
Auch sie sind vermehrt körperlicher Gewalt und Unterdrückung ausgesetzt,
was
sich massiv auf ihre körperliche und psychische Verfassung auswirkt.

Inanspruchnahme von Hilfe?
Ein großes Problem ist auch, dass die betroffenen Frauen
während strikter Ausgangsbeschränkungen kaum Hilfsangebote in Anspruch
nehmen
können. In Italien sind nämlich z. B. nur die Wege zur Arbeit, zum
Supermarkt oder zum/r Arzt/Ärztin erlaubt. Zudem ist es für die Frauen
schwieriger,  eine Beratungsstelle aufzusuchen, wenn der Täter die ganze
Zeit
zuhause ist und Bescheid weiß, wie lange die Frau das Haus verlässt.

Frauenhäuser und Beratungsstellen stellen sich vor allem für
die  Zeit  nach  der  Corona-Krise  auf  einen  stark  erhöhten  Andrang  ein.
Allerdings
sind die Frauenhäuser schon zu „normalen“ Zeiten total überlaufen. Laut der
Istanbuler-Konvention, die die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union zum



Kampf  gegen Gewalt  gegen Frauen verpflichtet  und die  Deutschland im
Oktober
2017 ratifiziert hat, müssten hierzulande 21.400 Betten in Frauenhäusern
bereitstehen.  Die  geforderten  Maßnahmen  wurden  jedoch  nie  auch  nur
ansatzweise
umgesetzt. 

Momentan sind es aber gerade mal 6.800! Deshalb ist es
gängige Praxis, dass Frauen zu ihren gewalttätigen Partnern zurückgeschickt
werden. Auch eine angemessene psychische Betreuung findet unter diesen
Umständen zumeist nicht statt. Im Zug der Corona-Krise wird der Mangel
auch
noch dadurch verschärft, dass das Personal nicht überall in voller Besetzung
zur Arbeit erscheint.

Gründe für Gewalt
Allerdings ist der Anstieg von häuslicher Gewalt, wenn
Menschen vermehrt  Zeit  auf  engem Raum verbringen,  kein  unbekanntes
Phänomen.
Die meisten Menschen kennen zumindest  den alljährlichen Familienstreit
während
der angeblich so besinnlichen Weihnachtszeit. Auch die extremen Formen
der
häuslichen Gewalt nehmen während dieser Zeit nachweislich zu.

Die tiefere Ursache der häuslichen Gewalt ist in der
systematischen  Unterdrückung  der  Frauen  in  der  Klassengesellschaft  zu
suchen.

Im Kapitalismus ist die Trennung von gesellschaftlicher
Produktion und privater Hausarbeit dabei grundlegend – jedenfalls was die
Lage
der proletarischen Frauen betrifft. Die Reproduktionsarbeit wird zu großen
Teilen  privat  verrichtet.  Die  ungleiche  Entlohnung  von  Arbeiterinnen
verglichen



mit Arbeitern manifestiert sich im Gender Pay Gap und damit größerer
finanzieller Abhängigkeit.

Die bürgerliche Familie sowie die geschlechtsspezifische
S o z i a l i s i e r u n g  s i n d  e b e n f a l l s  M e c h a n i s m e n ,  u m  d a s
Unterdrückungsverhältnis
aufrechtzuerhalten  und  auch  im  Bewusstsein  von  Mann  und  Frau  zu
reproduzieren.
Obwohl gesellschaftlich, erscheinen sie als „natürlich“. Physische Gewalt, mit
der Frauen eingeschüchtert und gefügig gemacht werden, gehört untrennbar
zu
diesem Verhältnis, es stellt dessen gewalttätigen Ausdruck dar.

Forderungen und Perspektive des Kampfes
Der Ausbau von Frauenhäusern und Beratungsstellen ist längst
überfällig und sollte nun das Gebot der Stunde sein. Das schließt auch mit
ein,
die  Technik  und  das  Personal  für  eine  Ausweitung  der  telefonischen
Beratung  zur
Verfügung zu stellen. Damit schnell Erfolge erzielt werden können, sollte
Leerstand, wie z. B. auch nicht ausgelastete Hotels oder Luxusvillen,
requiriert und für diese Zwecke genutzt werden. Frauenhäuser und
Beratungsstellen müssen zudem sofort in die Liste systemrelevanter Berufe
aufgenommen werden – und zwar international.

Das neoliberale Dogma der heutigen Zeit hat den Druck auf
Frauen schon vor der Corona-Krise massiv verschärft. In Deutschland gibt es
z. B. nicht genügend Kita-Plätze, weil der soziale Bereich systematisch
vernachlässigt wird. Auch die Ausweitung des Billiglohnsektors, wie z. B.
die flächendeckende Einführung von Minijobs, hat die ökonomische Situation
von
Frauen weiter verschlechtert und deren Doppelbelastung durch Beruf und
Hausarbeit  verschärft.  Deshalb  muss  auch  für  politische  Forderungen
eingetreten
werden. Gleiches Geld für gleichwertige Arbeit ist dabei natürlich essenziell.



Flächendeckende Kitas und Betreuung nach der Schule würden es Frauen
leichter
machen, sich von ihren Männern zu trennen und als Alleinerziehende zu
leben.
Mindestlohn,  höheres  Arbeitslosengeld  und  günstigerer  Wohnraum  sind
deshalb
auch wichtig.

Um diese Forderungen an den Staat durchzusetzen, darf es
aber nicht bei Appellen bleiben. Wir müssen schon selbst aktiv werden und
eine
Bewegung aufbauen, die diese Ziele auch durchsetzen kann.

Ein wichtiger Aspekt wird dabei auch die Bildung von Schutzstrukturen sein,
die  vor  allem von  lohnabhängigen  Frauen gebildet  werden und von  der
Arbeiter_Innenbewegung  –  von  Gewerkschaften,  linken  Parteien  und
Organisationen  –  initiiert  und  unterstützt  werden  sollen.  Dies  wäre  ein
wichtiger Schritt, um entschieden gegen gewalttätige Männer vorgehen zu
können. Solidarische Männer sollen solche Initiativen natürlich unterstützen.
Auf  eine  Polizei,  die  Hilferufe  von Frauen bekanntermaßen ignoriert,  ist
nämlich kein Verlass.

An dem hier behandelten Thema zeigt sich auch, wie wichtig
es ist, dass die Lohnabhängigen für entschiedene Maßnahmen gegen die
Corona-Krise eintreten und dabei eigene Kontrollorgane zur Umsetzung und
Überwachung  dieser  Forderungen  schaffen.  Denn  nur,  wenn  die
Bevölkerungsmehrheit
diese  kontrolliert,  kann  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  getroffenen
Maßnahmen
uns Lohnabhängigen zugutekommen.

Die Regierung verfolgt dagegen vor allem das Ziel, mit ihrem
600 Milliarden Euro (!)  schweren Rettungsschirm die Liquiditätsprobleme
der
Unternehmen zu lösen. Das zeigt sich z. B. auch daran, dass nur ein
kleiner  Teil  dieses  Geldes  für  einen  Ausbau  des  Gesundheitssystems



eingesetzt
werden soll. Zudem wäre eine politische Beteiligung nur logisch, da das Geld
letztlich aus unseren Steuerzahlungen stammt bzw. die Kredite mit unseren
Steuern zurückbezahlt werden müssen. Aber wie immer bleibt die deutsche
„Demokratie“ nur eine Farce. Wir müssen uns deshalb aktiv dafür einsetzen,
dass
der  Corona-Rettungsschirm nicht
Großkonzernen, sondern z. B. von Gewalt betroffenen Frauen zugutekommt.

Letztlich lässt sich das Patriarchat und damit die Gewalt
gegen  Frauen  aber  nur  überwinden,  wenn  die  Reproduktions-  und
Sorgearbeit
vergesellschaftet und von beiden Geschlechtern gleichermaßen erledigt wird.
Der
Kapitalismus  jedoch  profitiert  davon,  wenn  diese  gesellschaftlich  sehr
wichtige
Aufgabe von Frauen privat und vereinzelt innerhalb der bürgerlichen
(Klein-)Familie verrichtet wird. Ihre Überwindung und Ersetzung durch eine
höhere gesellschaftliche Organisation des  Zusammenlebens muss deshalb
Hand in
Hand mit einer Überwindung des Kapitalismus gehen. Das würde auch dazu
führen,
dass Frauen sich gleichermaßen wie Männer auf ihre berufliche Laufbahn
fokussieren können. Dafür brauchen wir eine sozialistische, proletarische
Frauenbewegung als Teil einer antikapitalistischen Bewegung.

Notruf
Hilfetelefon  „Gewalt  gegen  Frauen“  (Rund  um  die  Uhr,  anonym,  in  18
Sprachen): 08000 116 016

Hilfetelefon „Sexueller Missbrauch“ (montags, mittwochs und
freitags von 9 bis 14 Uhr sowie dienstags und donnerstags von 15 bis 20
Uhr): 0800
22 55 530



Slutwalk  –  wir  tragen,  was  wir
wollen!
Es  ist  immer  wieder  ein  Thema  in  öffentlichen  Diskussionen  –
insbesondere unter konservativen Politikern – aber auch in der Schule,
am Arbeitsplatz oder auf der Straße hören wir es oft genug. Es geht um die
Frage,  wie  sich  (insbesondere)  Frauen  „zu  kleiden  haben“.  So  erklärte
beispielsweise  vor  einem  Jahr  der  Polizeibeamte  Michael  Sanguinetti
während einer Veranstaltung zur präventiven Verbrechensbekämpfung den
Studenten der York University in Toronto, dass sie sich besser nicht wie
Schlampen anziehen sollten. Der Grund: sie könnten damit Vergewaltiger
provozieren.

Als Reaktionen auf diese Aussage begannen vor etwas mehr als einem Jahr
die  sogenannten  „Slutwalks“,  insbesondere  in  Großbritannien  und
Nordamerika.  Die  oft  jungen  Frauen,  wollten  durch  sexuell  aufreizende
Kleidung  und  körperliche  Reize  protestieren.  Der  Grund  dieses
außergewöhnlichen Protestes lag darin die Anschuldigung zurückzuweisen,
dass  Frauen  (aber  Z.B.  auch  Homosexuelle  und  Transgender)  an
Misshandlung oder Vergewaltigung aufgrund ihrer Bekleidung selbst schuld
seien. Nach dieser Logik wären dann auch Männer und Frauen, die sich nicht
ihres  vermeintlichen  Geschlechts  entsprechend  männlich  oder  weiblich
genug  kleiden  würden,  selbst  schuld,  wenn  sie  Opfer  von  homophoben
Gewalttaten würden.

Allein die Tatsache, dass Vergewaltigung in den meisten Fällen in Bekannten-
und  Verwandtenkreisen  stattfinden,  bisher  keinerlei  statistische
Zusammenhänge  zwischen  Kleidung  und  Vergewaltigungen  gefunden
wurden und nur 2% aller Opfer ihren Täter vorher nicht kannten zeigt eines
deutlich  –  Es  ist  nicht  die  Kleidung  der  Opfer,  die  „Fremde“  zur
Vergewaltigung  anstacheln  würde.  Vielmehr  sind  sie  Ausdruck  einer
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sexistischen und widersprüchlichen Gesellschaft, in der insbesondere Frauen
oft  genug  als  Objekte  angesehen  werden.  Und  das  nicht  nur  von  den
Gewalttätern(_innen),  sondern  auch  von  Schlauköpfen,  wie  CDU/CSU-
Politikern,  Polizei“experten“  über  andere  bürgerliche  Parteien  aller  Coleur.

Es sind nicht oft genug die Opfer,
die  von  bürgerlichen  Medien,
Politikern  und  Behörden  als  die
e i g e n t l i c h e n  S c h u l d i g e n
h ä u s l i c h e r  G e w a l t  o d e r
Vergewaltigungen  ausgemacht
werden.

Doch eigentlich geht es nicht darum, welche Kleidung zu Vergewaltigungen
führen  würde.  Es  geht  darum,  dass  uns  diese  Politiker,  selbsternannte
Experten, Homophobe und Sexisten, das Recht nehmen wollen über unseren
eigenen Körper und unsere Sexualität selbst bestimmen zu können. Wie oft
wird insbesondere uns Jugendlichen dieses Recht abgestritten,  ob in der
Schule oder am Ausbildungsplatz. Es ist diese systematische Ausgrenzung,
Diskriminierung und das bürgerliche Bild einer zweigeschlechtlichen und
männerbestimmten  Familie  das  viele  Jugendliche  in  Magersucht,
Schönheitswahn  oder  Selbstmord  treibt.

Insbesondere in Zeiten, wo in den Betrieben versucht wird die Belegschaften
zu spalten – beispielsweise in Mann und Frau – sind solche sexistischen
Angriffe, ob es nun um unsere Kleidung oder Debatten um die Rechte von
Homosexuellen  in  der  Ehe  geht,  ein  Versuch  uns  von  den  eigentlichen
Problemen, die uns vereinen abzulenken.

Wir sagen: Wir können tragen, was wir wollen!

Gegen jede Form von gesellschaftlicher Diskriminierung von Frauen,
Homosexuellen und Transsexuellen!
Für das Recht von sozial unterdrückten Minderheiten sich innerhalb
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der Arbeiterbewegung organisieren zu können!
Für  das  Recht  auf  Selbstverteidigung  gegen  sexistische  und
homophobe  Übergriffe,  für  selbst  verwaltete  Schutzräume
Homosexueller,  Transgender  und  Frauen,  die  beispielsweise  von
häuslicher Gewalt betroffen sind oder von ihren Familien verstoßen
wurden!

Am 15. September rufen Aktivist_innen zu einem Slutwalk in Berlin
auf.  REVOLUTION unterstützt  diese Initiative und ruft  alle  –  egal
welcher Herkunft oder welchen Geschlechts – dazu auf sich daran zu
beteiligen!

Artikel von Rosa Reh, REVOLUTION Berlin

Brandanschläge  in  Berlin  –
Welche Militanz brauchen wir?
Seit kurzem ist sie erneut in aller Munde – Die Frage, ob und welche Gewalt
legitim ist! Ein erneuter Auslöser für diese Debatte sind die anhaltenden
Brandanschläge auf Berliner S-Bahnen, nachdem in diesem Jahr allein in
Berlin  bereits  über  300  Autos  ausbrannten.  Durch  die  Gruppe,  die  sich
selbst„Hekla“ nennt, von einem isländischen Vulkan abgeleitet, haben die
Aktionen nun eine neue Qualität erreicht.

Während die Reaktion der bürgerlichen Medien und etlicher Politiker
eine Kampagne ist, die sich nicht nur gegen die Brandstifter, sondern
gegen die radikale Linke, letztlich aber die Jugend-und Arbeiterbewegung im
allgemeinen  richtet,  ist  die  Linke  über  diese  Frage  gespalten.  Einige
bezweifeln,  dass  „Hekla“  eine  linke  Gruppe  sei,  sondern  vielmehr  eine
Inszenierung des Staates. Aus dem autonomen Spektrum gibt es viele, die die
Brandanschläge begrüßen. Andere wiederum, haben Kritik an der Aktion,
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weil  sie  den  Medien  und  der  „Öffentlichkeit“  missfallen  und  besonders
reformistische  und pazifistische  Organisationen,  wenden sich  kategorisch
gegen den Einsatz jeglicher Gewalt, demzufolge auch gegen die momentanen
Brandanschläge.  Doch  wie  sollten  sich  junge  Kommunist_innen  zu  den
momentanen Brandanschlägen und der Frage der Gewalt im allgemeinen
Positionieren?

Die wenigsten der bisherigen Kritiker,  ebenso wie viele Befürworter,
haben die  Brandanschläge im Zusammenhang mit  einer  allgemeinen

Perspektive, die eine erfolgreiche Linke haben müsste, um gegen die Krise
des Kapitalismus vorzugehen betrachtet. Das ist auch das Problem, das zwar
zu  vielen  richtigen  Ansätzen  und  Argumenten  geführt  hatte,  aber  keine
allgemeine  Antwort  auf  die  Frage  geben  konnte,  welche  Militanz  eine
revolutionäre Jugendbewegung braucht.

Während wir uns als junge Kommunist_innen weigern Gewalt grundsätzlich
abzulehnen, wie es die Gewerkschaftsführungen, die LINKE oder Teile der
„Occupy-Bewegung“  tun,  denken  wir  aber,  dass  sie  keine  grundlegende
Strategie gegen den Kapitalismus ist.

Gewalt ist unserer Meinung nach ein taktisches Mittel. Eines ist nämlich klar
– Die Gewalt der Herrschenden, von Kapital und Staat, werden nicht durch
die moralische Größe des Widerstandes überwunden werden. Diejenigen, die
Militär,  Polizei  und Geheimdienste  kontrollieren werden nicht  zögern sie
gegen uns einzusetzen, wenn wir uns wehren. Daher dürfen wir auch nicht
zögern uns notfalls auch mit Mitteln der Gewalt gegen sie zu stellen, um
ihrer Unterdrückung ein für alle mal ein Ende zu bereiten!

Wenn zum Beispiel Faschisten aufmarschieren, werden diese nur durch
Massenmobilisierungen und Selbstverteidigungsaktionen der ansässigen

Bevölkerung  daran  gehindert,  selbst  ihre  terroristische  Gewalt  auf
unseren Straßen zu verbreiten. Auch Streiks sind ein Mittel der Gewalt,

auch  wenn  sie  heutzutage  selten  physische  Gewalt  anwenden,  denn  sie
stellen  die  ökonomische  Kontrolle  des  jeweiligen  Unternehmers  oder
Konzerns zumindest  kurzzeitig  in  Frage.  Genauso waren die  Proteste  im
arabischen  Raum gegen  Mubarak,  Gaddafi  oder  Ben  Ali  von  Anfang  an
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gewaltsam. Und sie waren es zurecht, denn sonst wären sie alle an Militär
und Polizei, den wichtigsten Repressionsorganen des bürgerlichen Staates,
gescheitert. All das zeigt, dass Gewalt ein unerlässliches Mittel von sozialen
Bewegungen darstellt. Wir lehnen Brandanschläge daher nicht deshalb ab,
weil sie eine Form der Gewalt darstellen.

Auch das Argument, dass eine soziale Bewegung, die Linke oder einzelne
Organisationen ihre Aktionen nach dem Echo der Medien richten sollten
halten  wir  für  falsch.  Der  Grund  liegt  einfach  darin,  dass  soziale
Bewegungen, die sich ernsthaft gegen die bürgerliche Gesellschaft niemals
auf Dauer positiv von bürgerlichen Medien aufgegriffen werden.

Das wirkliche Problem der Brandanschläge ist, dass sie kein Mittel sind, um
breite Bevölkerungsschichten tatsächlich in die Aktion einzubeziehen. Nur
durch die geeinte Aktion von sozialen Bewegungen, nur durch die geeinten
Aktionen  der  Arbeiterbewegung  und  der  Jugend  kann  kritisches,
revolutionäres Bewusstsein entwickelt werden. Individuelle Aktionen, wie die
momentanen Brandanschläge stoßen breite Teile der Bevölkerung aber weg
von der  gemeinsamen Aktion mit  Linken und Kommunist_innen.  Darüber
hinaus waren sie in diesem Falle,  wie wir aufgrund von Gesprächen mit
unterschiedlichen Eisenbahngewerkschaftern erfahren mussten, tatsächlich
eine  Bedrohung  für  Bahnbeschäftigte  und  Passagiere,  die  bis  hin  zum
Zusammenstoß und der Entgleisung von Zügen hätte führen können. Bedenkt
man, dass insbesondere ein Großteil der Bahnpassagiere Arbeiter_innen sind,
sind diese Aktionen nicht nur unangebracht, sondern besitzen auch einen
spaltenden Charakter für soziale Bewegungen.

In diesem Zusammenhang erscheint auch das Argument „die blinden Massen
aufzurütteln“ wenig überzeugend! Gerade wenn wir die Krise, die Eindrücke
des arabischen Frühlings, Proteste wie die Occupy-Bewegung, Streiks und
Massenaktionen auf dem ganzen Globus bedenken, ist es sogar hinfällig.

Unsere Antwort auf Krise, Sparmaßnahmen, Krieg und Hunger müssen
Aktionen  sein,  die  dazu  in  der  Lage  sind  die  Masse  einzubinden.

Natürlich  können  wir  die  Sympathien  vieler  Jugendlicher  für  die
Brandanschläge,  die  von  ihrer  gefühlten  Hilflosigkeit  im  Kapitalismus
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herrührt,  nachvollziehen. Diese Hilflosigkeit  kann aber nur durch globale
Massenbewegungen  und  militanten  Widerstand,  der  kollektiv  durch  die
Jugend-und  Arbeiterbewegung  in  Form  von  Demonstrationen,  über
Betriebsbesetzungen bis  hin  zu Generalstreiks  geführt  wird,  überwunden
werden.

Ein Artikel der REVOLUTION Ortsgruppe Berlin

Internationaler
Solidaritätsaufruf:  Fight  police
violence, racism and poverty!
Das internationale REVOLUTION Sommercamp, dass momentan in London
stattfindet, hat einen Aufruf für europaweite (und darüber hinaus gehende)
Solidarität verfasst, den ihr unten finden könnt.

Wir  bitten  alle  politischen  Organisationen  und  Einzelpersonen  diesen  zu
unterzeichnen, damit wir ihn in die britische Linke und Arbeiterbewegung
tragen  können,  um  ihnen  gegen  die  bürgerliche  Hetze  den  Rücken  zu
stärken!

Bitte meldet euch unter: germany@onesolutionrevolution.de mit Namen,
Synonym oder dem Namen eurer Organisation/ Gruppe, wenn ihr unseren
Aufurf Unterstützen wollt und stellt ihn auf eure Website, Facebookseiten
etc. oder leitet ihn per Mail weiter!

The rioting on British streets over the last few days shows the devastating
impact that racism and poverty, compounded by vicious spending cuts can
have on working class communities.
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Although it was the unjustice of the police that caused recent events, they
are now attacking working class and migrant communities with mass arrest,
extreme violence and criminalisation by the media.

Fascist  organisations such as  the English Defence League are using the
situation to carry out racist attacks in the name of ‚restoring order.‘

As anti-racists and anti-fascists from across Europe, we stand in solidarity
with working class and migrant communities suffering from this repression,
and defend them against the attacks by racists and the police.

We call for actions of solidarity to take place in every country, and for
an end to racism, repression and violence.

Unterstützer_innen:  REVOLUTION  –  internationale  kommunistische
Jugendorganisation,  Angie

Aufstände  in  Großbritannien  –
Poverty is the cause, repression
the response!
Dieses  Statement  wurde  auf  unserem  internationalen  Sommercamp  in
London  beschlossene.  Es  befasst  sich  mit  der  Situation  und  unseren
Antworten auf die Aufstände in Großbritannien, die massive Polizeigewalt
und  die  erstarkende  rassistische  Kampagne  seitens  der  Medien,  der
Regierung  und  der  Faschisten!

In einem Versuch,  die im ganzen Land aufkommenden Aufstände zu
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unterdrücken  hat  die  Polizei  die  Straßen  von  Großbritannien
übernommen.Doch es war nur logisch dass die rassistische Polizei, die den
Ausschlag für die erbitterten Kämpfe gegeben hat und ihre Eskalation der
Gewalt  auf  den  Straßen  die  Unterdrückung  der  Arbeiter_innen  und  der
Jugend in den ärmsten Communities nur noch verschlimmern wird.In den
Gebieten  die  am schlimmsten  unter  Polizeigewalt,  Massenarbeitslosigkeit
und Armut leiden stellt dieser Aufstand einen Gewaltakt gegen die Waren in
den Läden dar, die sich die Jugendlichen nicht leisten können und gegen die
Polizei, der sie nicht vertrauen.

Wir  denken dass  die  Plünderungen und die  Gewalt  den rohen Zorn der
Menschen darstellt die an den Einsparungen bei Unterstützungen, Jobs und
Infrastruktur verzweifeln.

Dennoch ist uns klar dass Plünderungen nicht die Lösung sein können. Wir
unterstützen die Selbstorganisation der Arbeiter_innen-Communities um ihre
Häuser  und  Bezirke  gegen  Plünderungen,  Brandstiftung  und  die
willkürlichen  Gegenschläge  der  Polizei  zu  verteidigen.

Die  Politiker_innen  der  konservativen  Tories  und  die  bürgerliche  Presse
schlachten  diese  Situation  als  „Beweis“  aus  dass  es  eine  kriminelle
„Unterklasse“  in  Großbritannien  gäbe,  die  eine  Bedrohung  für  die
bestehenden Verhältnisse darstellen und mit noch schlimmerer Polizeigewalt
zerschlagen werden müsse.Wir sind uns im Klaren darüber, wo die Gründe
für die Aufstände liegen: In der Armut und der sozialen Entfremdung, die
durch die massiven Einsparungen in den ärmsten Gebiete in Großbritannien
noch härter zum Tragen kommen.

Wir  fordern  die  Gewerkschaften  dazu  auf  dagegen  klar  Position  zu
beziehen indem sie ihre Solidarität  mit  diesen Gebieten ebenso zum

Ausdruck  bringen  wie  sie  in  die  gewerkschaftliche  Organisation
miteinbeziehen.Die größte Gefahr,  die wir im Moment sehen ist  dass die
Arbeiter_innenklasse genau dann gespalten wird wo wir die stärkste Einheit
brauchen, die Einheit gegen die Polizei und die Einheit im Widerstand gegen
die Zerstörung von Arbeitskräften und der staatlichen Leistungen von denen
viele abhängig sind.
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Wir wehren uns auch gegen alle Versuche der extremen Rechten und ihrer
Organisationen,  bewaffnete  Gangs  auf  die  Straßen  zu  schicken  um  die
Arbeiter_innenjugend zu attackieren. Diese faschistischen Provokateur_innen
müssen  von  Massenwiderstand  der  Arbeiter_innenklasse  von  unseren
Straßen  vertrieben  werden.

Wir  solidarisieren uns  mit  der  Arbeiter_innenjugend,  wir  kämpfen gegen
Rassismus  und  staatliche  Repression  und  wir  rufen  zur  Einheit  der
Arbeiter_innen auf, um die Kürzungen die unsere Leben ruinieren und ganze
Gebiete in Armut stürzen zu kämpfen.

Die Schuld für die Aufstände liegt klar bei der Tory-Bewegung und deren
liberalen Handlangern:

Diese militanten Ausbrüche von Wut und Widerstand sind unausweichlich so
lange sie versuchen, die Arbeiter_innen für die kapitalistische Krise bezahlen
zu lassen und uns die kleinen Errungenschaften abzunehmen, die wir  in
Jahrzehnten des Kampfes erreicht haben.

Gegen  Polizeigewalt.  Nein  zu  Gummigeschossen  Wasserwerfern,
Ausgangssperren,  berittenen  Einheiten  und  den  üblichen
frühmorgendlichen  Razzien!
Schluss  mit  den  willkürlichen  Durchsuchungen  und  anderen
Repressionsmitteln!
Nein zu den Plünderungen – ja zu Massenaktionen der Arbeiter_innen
gegen Armut und Rassismus
Für  das  Selbstverteidigungsrecht  gegen  Polizeigewalt  und
Repression!
Für  demokratische  Selbstverteidigungskommitees  die  von  den
Stadtgebieten selbst kontrolliert werden.
Freilassung für alle Verhafteten – Gerechtigkeit für die Opfer der
Polizeigewalt!
Bekämpft die Gründe für Armut und Rassismus – für gemeinsame
Aktionen  der  Arbeiter_innen  gegen  Kürzungen,  Armut  und
Arbeitslosigkeit,  für  die  Organisation  der  Ärmsten  in  den
Gewerkschaften  und  den  Arbeiter_innenorganisationen



Raus mit den Faschist_innen – die „White Shirts“ der faschistischen
English Defense League schützen die Arbeiter_innengegenden nicht
sondern spalten sie mit Gewalt und Rassismus

Die  Hoffnungslosigkeit  und  die  Wut,  die  die  Tory-Regierung  und  ihre
Kürzungspläne  in  Großbritannien  verursachen  sind  heute  offensichtlicher
denn  je.  Wir  von  REVOLUTION  kämpfen  für  eine  Massenbewegung  in
Streiks, Besetzungen, Protesten und einen Generalstreik um diese verrottete,
verhasste und illegitime Koalition ein für alle mal zu Fall zu bringen.


